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Sehr geehrter Herr Hensrnger,

für  lhre Schreiben vom 6. März 2008 danke ich lhnen.

In lhrem mit,,Abmahnung" bezeichneten Schreiben behaupten Sie, die Stadtver-

waltung würde ihre Zusagen über den weiteren Umgang mit dem Thema Mobil-

funk in Stuttgart nicht einhalten. Diese Außerung trifft aus den nachfolgenden

Gründen nicht  zu:

Herr Bürgermeister Hahn hat lhnen bereits mit Schreiben vom 15. Oktober 2007

mitgeteilt, dass im Pressedienst der Stadt vom 16. Februar 2007 lediglich auf ein

vorgesehenes Gespräch mit den Mobilfunkbetreibern hingewiesen wurde, in dem

diese die Stadtverwaltung über die beabsichtigte weitere Entwicklung in Stuttgart

informieren. Dieses Gespräch hat Herr Bürgermeister Hahn im März 2007 auch

geführt. Des Weiteren hat Herr Bürgermeister Hahn lhnen gegenüber angekün-

digt, eventuell neue Gesichtspunkte, die sich aus einer Entscheidung des Verural-

tungsger ichts über die anhängige Klage eines Bürgers gegen den Mobi l funkmast

auf dem Gebäude Bismarckstr. 57 ergeben, in einem weiteren Gespräch mit lh-

nen zu erörtern. Bisher l iegt jedoch noch keine solche Gerichtsentscheidung vor.

Frau Bürgermeisterin Müller-Trimbusch hat Sie des Weiteren mit Schreiben vom

5. Oktober 2007 darüber informiert, dass an den Schulen über die Problematik der

Mobilfunktechnologie durch die Ausgabe von Informationsmaterial aufgeklärt und

geeignete Informationsaktivitäten mit dem staatlichen Schulamt abgestimmt wer-

den.
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Um wieder in eine sachliche Diskussion eintreten zu können, würde ich es begrü-

ßen, wenn Sie bei zukünftigen Veröffentl ichungen auf nicht zutreffende Behaup-

tungen verzichten würden. Die Stadtverwaltung, insbesondere die zuständigen

Referate Soziales, Jugend und Gesundheit sowie Städtebau und Umwelt, werden

den Dialog mit lhnen in geeigneter Weise fortsetzen, sobald neue gesicherte Er-

kenntnisse aus Wissenschaft und Forschung vorliegen oder sich aus der ein-

schlägigen Rechtsprechung neue Aspekte ergeben.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Wolfgang Schuster


